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Der Erzbischof von Berlin

Nr. 66	 Änderung der Satzung des Diözesanvermögensverwaltungsrates (DVR) im Erzbistum Berlin

Artikel 1
Die Satzung des Diözesanvermögensverwaltungsrates (DVR) im Erzbistum Berlin vom 10.11.2003 (ABI. 12/2003, 
Nr. 204, S. 150) wird wie folgt geändert: 

In § 6 Buchstabe b) 1. wird der Wert 100.000 € durch den Wert 250.000 € ersetzt. 

In § 6 Buchstabe b) 3. wird der Wert 100.000 € durch den Wert 250.000 € ersetzt.

Artikel 2
Diese Änderung tritt am 1. Mai 2026 in Kraft.

Berlin, den 08.05.2026
B 00630/2026

+ Dr. Heiner Koch
Erzbischof von Berlin

Christopher Tschorn
Notar der Kurie

Nr. 67	 Dekret Entwidmung Kirche Mater Dolorosa in 10405 Berlin, Greifswalder Straße 12-13

Gemäß can. 1212 CIC verlieren heilige Orte ihre Weihung oder Segnung, wenn sie zu einem großen Teil zerstört oder 
profanem Gebrauch für dauernd durch Dekret des zuständigen Ordinarius oder tatsächlich zugeführt sind.

Hiermit entwidme ich die im Eigentum des Erzbischöflichen Stuhles von Berlin stehende Kirche Mater Dolorosa in 
10405 Berlin, Greifswalder Straße 12-13.

Es ist darauf zu achten und durch vertragliche Regelungen festzulegen, dass das ehemalige Gotteshaus zukünftig 
nicht zu Veranstaltungen und anderen Handlungen und Zwecken genutzt wird, die die Katholische Kirche, ihre Glau-
bens- und Sittenlehre, ihre Glaubensbetätigung und ihr Wirken in der Gesellschaft bekämpfen, beschädigen oder 
herabwürdigen.

Zugleich ordne ich an, dass der Altar zu zerstören ist. Zugestimmt wird aber auch der Entfernung des Altares, wenn 
dieser vor Verlust und Beschädigung geschützt würdig aufbewahrt wird, bis er gemäß can. 1239 § 1 CIC einem an-
deren seiner Weihe und Würde entsprechenden Gebrauch übergeben werden kann.

Die weiteren sakralen Gegenstände, insbesondere der Tabernakel und der Ambo, sind zu entfernen und vor Verlust 
und Beschädigung geschützt würdig aufzubewahren, bis sie ebenfalls einem entsprechenden Gebrauch übergeben 
werden können.

Dieses Dekret tritt am Tage seiner Unterschrift in Kraft.

Berlin, den 18.06.2026
B-Nr. 00621/2026

+ Dr. Heiner Koch
Erzbischof von Berlin

Christopher Tschorn
Notar der Kurie
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Nr. 68	 Änderung des Gesetzes zur Umsetzung der Generaldekrete der Deutschen Bischofskonferenz 
zu c. 1277 Satz 1, 2. Halbsatz CIC und zu cc. 1292, 1295, 1297 CIC

Artikel 1

Das Gesetz zur Umsetzung der Generaldekrete der Deutschen Bischofskonferenz zu c. 1277 Satz 1, 2. Halbsatz CIC 
und zu cc. 1292, 1295, 1297 vom 22.12.2025 (ABI. 1/2026, Nr.4, S. 6) wird wie folgt geändert: 

In Artikel 2 § 2 Buchstabe a) wird der Wert 750.000 € durch den Wert 250.000 € ersetzt. 

In Artikel 2 § 2 Buchstabe b) wird der Wert 750.000 € durch den Wert 250.000 € ersetzt.

In Artikel 2 § 3 Buchstabe a) wird der Wert 750.000 € durch den Wert 250.000 € ersetzt.

In Artikel 2 § 3 Buchstabe b) wird der Wert 500.000 € durch den Wert 250.000 € ersetzt.

Artikel 2

Diese Änderung tritt am 1. Mai 2026 in Kraft.

Berlin, den 08.05.2026
B 00629/2026

+ Dr. Heiner Koch
Erzbischof von Berlin

Christopher Tschorn
Notar der Kurie

Nr. 69	 2. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG)
		  (2. KDG-Änderungsgesetz)

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG)

Das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des Ver-
bandes der Diözesen Deutschlands vom 20. November 2017, zuletzt geändert aufgrund des Beschlusses der Voll-
versammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 24. November 2025 (ABl. 3/2026 vom 01.03.2026, 
Nr. 38, Seite 59, Anlage) wird wie folgt geändert:

§ 37 Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt neu gefasst: 
„§ 43 Absätze 7 und 8 gelten entsprechend.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Änderungsgesetz tritt am 01.08.2026 in Kraft.

Berlin, den 22.06.2026
B 00631/2026

+ Dr. Heiner Koch
Erzbischof von Berlin

Christopher Tschorn
Notar der Kurie
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Nr. 70	 Ausführungsvorschriften zu Veranstaltungen von Schulen in Trägerschaft des Erzbistums Berlin 
vom 22.05.2026

Am 23. Juni 2026 hat Erzbischof Dr. Heiner Koch die Ausführungsvorschriften zu Veranstaltungen von Schulen in 
Trägerschaft des Erzbistums Berlin vom 22.05.2026 in Kraft gesetzt. 

Der Wortlaut der Ausführungsvorschriften ist in der Anlage zu diesem Amtsblatt ersichtlich. Diese Anlage ist Bestand-
teil des Amtsblattes.

Nr. 71	 Änderung der Mitarbeitervertretungsordnung für das Erzbistum Berlin (MAVO)

§ 14	 Tätigkeit der Mitarbeitervertretung 

(…)

(4)	 1Die Sitzungen der Mitarbeitervertretung sind nicht öffentlich. 2Sie finden in der Regel während der Ar-
beitszeit in der Einrichtung statt. 3Bei Anberaumung und Dauer der Sitzung ist auf die dienstlichen Erfor-
dernisse Rücksicht zu nehmen. 4Kann die Sitzung der Mitarbeitervertretung wegen eines unabwendba-
ren Ereignisses nicht durch die körperliche Anwesenheit eines oder mehrerer Mitglieder durchgeführt 
werden, kann die Teilnahme einzelner oder aller Mitglieder an der Sitzung auch mittels neuer Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sit-
zung keine Kenntnis nehmen können. 5Im Hinblick auf die Beschlussfähigkeit gelten die an der virtuellen 
Sitzung teilnehmenden Mitglieder als anwesend im Sinne des Abs. 5 S. 1.1 

§ 15	 Rechtsstellung der Mitarbeitervertretung 

(…)

(6)	 Für Reisezeiten von Mitgliedern der Mitarbeitervertretung gelten die für die Einrichtung bestehenden Be-
stimmungen (DVO bzw. AVR). 

§ 16	 Schulung der Mitarbeitervertretung und des Wahlausschusses 

(1)	 1Den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung ist auf Antrag der Mitarbeitervertretung während ihrer Amtszeit 
bis zu insgesamt drei Wochen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Bezüge für die Teilnahme an Schu-
lungsveranstaltungen zu gewähren, wenn diese die für die Arbeit in der Mitarbeitervertretung erforder- 
lichen Kenntnisse vermitteln, von der Erzdiözese oder dem Diözesan-Caritasverband als geeignet aner-
kannt sind und dringende dienstliche oder betriebliche Erfordernisse einer Teilnahme nicht entgegen- 
stehen. 2Bei Mitgliedschaft in mehreren Mitarbeitervertretungen kann der Anspruch nur einmal geltend 
gemacht werden. Teilzeitbeschäftigten Mitgliedern der Mitarbeitervertretung, deren Teilnahme an Schu-
lungsveranstaltungen außerhalb ihrer persönlichen Arbeitszeit liegt, steht ein Anspruch auf Freizeitaus-
gleich pro Schulungstag zu, jedoch höchstens bis zur Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Mitglieds der Mit-
arbeitervertretung. 3§ 15 Abs. 6 gilt entsprechend.

(1 a)	…

Berlin, den 22.06.2026
B 00624/2026

+ Dr. Heiner Koch
Erzbischof von Berlin

Christopher Tschorn
Notar der Kurie

1  Abs. 4, Satz 4 & 5: Corona-Pandemie bedingten temporären Regelungen vom April 2020 – 31.12.2026 (Abl. 3/2024)
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Nr. 72	 Beschluss 1/2026 der Regional-KODA Nord-Ost vom 26.03.2026

In der Sitzung am 26.03.2026 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost Folgendes beschlossen:

I.	 Änderungen in der DVO

1.	 Änderung § 20 DVO (Jahressonderzahlung)

§ 20 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 20 
Jahressonderzahlung

(1)	 Ein Mitarbeiter, der am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis steht, hat Anspruch auf eine Jahressonderzahlung.

(2)	 (Dieser Absatz wird angewendet ab 1. Januar 2026.)
		  Die Jahressonderzahlung beträgt 85 Prozent des dem Mitarbeiter in den Kalendermonaten Juli, August und 

September durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts; unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich 
für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstun-
den und Mehrarbeit) und Leistungsentgelt.

		  Der Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. 

		  Bei einem Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis nach dem 30. September begonnen hat, tritt an die Stelle des 
Bemessungszeitraums der erste volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses. In den Fällen, in denen im 
Kalenderjahr der Geburt des Kindes während des Bemessungszeitraums eine elterngeldunschädliche Teil-
zeitbeschäftigung ausgeübt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschäftigungsumfang 
am Tag vor dem Beginn der Elternzeit.

		  Protokollerklärung zu Absatz 2:

		  Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die gezahlten Entgelte der 
drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer Änderung des Beschäftigungsumfangs. Ist 
im Bemessungszeitraum nicht für alle Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte 
der drei Monate addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multipli-
ziert. Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei unberücksichtigt. Besteht 
während des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Ka-
lendermonat, in dem für alle Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich.

(3)	 (weggefallen)

(4)	 Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem 
ein Mitarbeiter keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 hat. Die Verminderung 
unterbleibt für Kalendermonate,

	 1.	 für die ein Mitarbeiter kein Tabellenentgelt erhalten hat wegen

		  a)	 Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 1. Dezember beendet und  
			   die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenommen haben,

		  b)	 Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,

		  c)	 Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende des 
			   Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch 
			   bestanden hat;

	 2.	 in denen einem Mitarbeiter Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des zustehen- 
		  den Krankengelds ein Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist.

(5)	 Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. Ein Teilbetrag der Jahres- 
sonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.

(6)	 (aufgehoben mit Wirkung vom 1. Januar 2026)

(7)	 Die Jahressonderzahlung erhöht sich um 25,56 Euro für jedes Kind, für das dem Mitarbeiter Kindergeld nach 
dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zugestanden hat oder ohne Berück- 
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sichtigung des § 64 oder des § 65 Einkommensteuergesetz oder des § 3 oder des § 4 Bundeskindergeld- 
gesetz zugestanden hätte.“

2.	 Aufnahme § 29a DVO (Teilweise Umwandlung der Jahressonderzahlung)

	 a)	 Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe „§ 29 Arbeitsbefreiung“ in einer neuen Zeile die Angabe „§ 29a  
		  Teilweise Umwandlung der Jahressonderzahlung“ eingefügt.

	 b)	 Nach § 29 wird folgender § 29a eingefügt:

		  „§ 29a
		  Teilweise Umwandlung der Jahressonderzahlung

(1)	 Mitarbeiter können bis zum 1. September des jeweiligen laufenden Kalenderjahres in Textform geltend ma-
chen, einen Teil der ihnen nach § 20 zustehenden Jahressonderzahlung in bis zu drei Arbeitstage (Tauschta-
ge) umzuwandeln, für die ihnen im darauffolgenden Kalenderjahr volle freie Tage unter Fortzahlung des Ent-
gelts gemäß § 21 gewährt werden.

(2)	 Die Berechnung des Wertes eines Tauschtages erfolgt auf Stundenbasis (§ 24 Absatz 3 Satz 3). Bemessungs-
grundlage für die Berechnung dieses Wertes ist das durchschnittliche monatliche Entgelt nach § 20 Absatz 2 
Satz 1. Die Jahressonderzahlung nach § 20 vermindert sich um den Betrag, der dem Wert der nach Absatz 1 
geltend gemachten Anzahl der Tauschtage entspricht (Umwandlungsbetrag). Maßgebend für die Berechnung 
nach den Sätzen 1 bis 3 sind die Verhältnisse am 1. September des laufenden Kalenderjahres.

	 Protokollerklärungen zu Absatz 2:

	 1.	 Bei der Berechnung des Wertes eines Tauschtages wird die maßgebende Anzahl der Stunden ermittelt,  
		  indem die individuell vereinbarte regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit durch die sich aus  
		  der Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit ergebende Anzahl der vereinbarten Arbeitstage pro Kalender- 
		  woche geteilt wird. Anschließend wird die Anzahl der Stunden mit der nach Absatz 1 geltend gemachten  
		  Anzahl der Tauschtage vervielfacht. Für die Berechnung des Umwandlungsbetrages wird das nach Ab- 
		  satz 2 Satz 2 ermittelte durchschnittliche monatliche Entgelt durch das 4,348-fache der vereinbarten re- 
		  gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit geteilt (§ 24 Absatz 3 Satz 3). Das danach errechnete Stundenent- 
		  gelt wird anschließend mit der Gesamtzahl der Stunden für die geltend gemachte Anzahl von Tausch- 
		  tagen vervielfacht.
	 2.	 Sofern der Gesamtbetrag nach Ziffer 1 Satz 4 die Höhe der Jahressonderzahlung in dem Jahr der Gel- 
		  tendmachung übersteigt, vermindert sich die geltend gemachte Anzahl an Tauschtagen, bis die Höhe der  
		  Jahressonderzahlung zur Gewährung voller Tauschtage ausreicht. In diesem Fall vermindert sich die Jah- 
		  ressonderzahlung nach § 20 nur um den Betrag, der dem Wert der Tauschtage gemäß Satz 1 entspricht.

(3)	 Die Tauschtage müssen im folgenden Kalenderjahr (Kalenderjahr, das auf die Antragstellung nach Absatz 1 
folgt) gewährt werden. Bei der Festlegung der Tauschtage sind die Wünsche der Mitarbeiter zu berücksichti-
gen, sofern diesen keine dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. Die Mitarbeiter sol-
len dem Dienstgeber ihre Wünsche zur zeitlichen Lage der Tauschtage spätestens vier Wochen vor der ge-
planten Inanspruchnahme mitteilen.

(4)	 Tauschtage, die nicht innerhalb des in Absatz 3 genannten Zeitraums in Anspruch genommen werden, ver-
fallen. Eine finanzielle Abgeltung der Tauschtage ist ausgeschlossen. Können vom Dienstgeber bewilligte 
Tauschtage wegen einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfä-
higkeit oder wegen der Geltendmachung von dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen durch den Dienst-
geber an dem entsprechenden Tag/den entsprechenden Tagen nicht in Anspruch genommen werden und  
kann in dem verbleibenden Zeitraum nach Absatz 3 Satz 1 keine Ersatzfreistellung erfolgen, besteht für die-
se ansonsten mit Ablauf dieses Kalenderjahres verfallenden Tauschtage ein entsprechender Ausgleichs- 
anspruch in Geld; maßgebend ist dabei der zum Zeitpunkt der Umwandlung der Jahressonderzahlung nach 
Absatz 2 ermittelte Umwandlungsbetrag.“

3.	 Änderung § 10a der Anlage 6 zur DVO (Familienheimfahrten)

§ 10a der Anlage 6 zur DVO wird wie folgt geändert:

Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:
„Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte zum Wohnort der Eltern, der Erziehungs- 
 berechtigten oder des Ehegatten oder des Lebenspartners werden den Auszubildenden monatlich einmal die im 
Bundesgebiet entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils nied-
rigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) er-
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stattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, 
Bahn-Card) sind auszunutzen.“

In Satz 3 werden nach den Worten „am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte“ die Worte „oder der auswärtigen 
Berufsschule“ gestrichen.

3.	 Änderung des § 39 DVO

In § 39 Absatz 7 DVO wird die Angabe „1. Dezember 2025“ durch die Angabe „1. April 2026“ ersetzt.

II.	 Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt mit Wirkung vom 1. April 2026 in Kraft.

Berlin, den 09.06.2026
B 00567/2026

+ Dr. Heiner Koch
Erzbischof von Berlin

Christopher Tschorn
Notar der Kurie

Nr. 73	 Beschluss 2/2026 der Regional-KODA Nord-Ost vom 26.03.2026

In der Sitzung am 26.03.2026 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost Folgendes beschlossen:

I.	 Änderungen in der DVO (Verweise Mutterschutzgesetz)

1.	 § 17 Absatz 3 Buchstabe a) wird neu gefasst:
		  „Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz“

2.	 § 18 Absatz 7 Buchstabe b) wird neu gefasst:
		  „Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz unterliegt,“

3.	 Anlage 3 zur DVO § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
		  Gestrichen wird „eines Beschäftigungsverbotes nach § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz“ und durch „eines 

Beschäftigungsverbotes nach dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.

4.	 Anlage 6 zur DVO § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
		  Gestrichen wird „Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes“ und 

durch „Beschäftigungsverboten nach dem 	Mutterschutzgesetz“ ersetzt.

5.	 Anlage 7 zur DVO § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
		  Gestrichen wird „Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes“ und 

durch „Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.

II.	 Änderung des § 39 DVO

In § 39 Absatz 7 DVO wird die Angabe „1. Dezember 2025“ durch die Angabe „1. April 2026“ ersetzt.

III.	 Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt mit Wirkung vom 01.04.2026 in Kraft.

Berlin, den 09.06.2026
B 00568/2026

+ Dr. Heiner Koch
Erzbischof von Berlin

Christopher Tschorn
Notar der Kurie
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Erzbischöfliches Ordinariat

Nr. 74	 Fonds des Erzbistums Berlin zur Förderung weltkirchlichen Engagements – Geschäftsordnung

Präambel

Die Kirche in Deutschland weiß sich eingebunden in eine weltweite Glaubens-, Gebets- und Solidargemeinschaft. 
Diese konkretisiert sich im Erzbistum Berlin auf unterschiedliche Art und Weise, etwa durch partnerschaftliche Bezie-
hungen in andere Länder und Kontinente, durch die Förderung weltkirchlicher Projekte oder durch die Unter stützung 
der Pfarreien, Verbände und Einrichtungen in ihrem weltkirchlichen Engagement.

Dies schließt sowohl wechselseitiges Lernen voneinander als auch die Aufgabe ein, die weltkirchliche Perspektive in 
das Erzbistum einzubringen, um das Bewusstsein für Solidarität und Mitverantwortung zu fördern.

Das Erzbistum Berlin weiß sich zugleich der weltkirchlichen Verantwortung für das „gemeinsame Haus“ verpflichtet, 
an die Papst Franziskus in seinen Enzykliken „Laudato si“ aus dem Jahr 2015 sowie „Fratelli tutti“ aus dem Jahr 2020 
erinnert. Bestärkt erfährt sich das Erzbistum Berlin in seiner weltkirchlichen Arbeit auch durch das Apostolische 
Schreiben „Dilexi te. Über die Liebe zu den Armen“ von Papst Leo XIV.

§ 1
Errichtung und Name

1.	 Auf Anregung des damaligen Sachausschusses „Eine Welt und Bewahrung der Schöpfung“ des Diözesanrates 
der Katholiken im Erzbistum Berlin und in Absprache mit der damaligen Arbeitsgemeinschaft Weltkirche des Erz-
bischöflichen Ordinariates hat das Erzbistum Berlin zum Jahresbeginn 2006 diesen Fond errichtet.

2.	 Er trägt den Namen „Fonds des Erzbistums Berlin zur Förderung weltkirchlichen Engagements“ (nachfolgend 
nur noch Fonds genannt).

§ 2
Rechtsstellung

1.	 Der Fonds ist dem Generalvikar des Erzbistums Berlin unterstellt.
2.	 Die Geschäftsführung des Fonds und seiner Aufgaben und Anliegen übernimmt der/die Diözesanbeauftragte für 

Weltkirchliche Aufgaben, ersatzweise ein für diese Aufgabe durch den Generalvikar bestelltes Mitglied des Fonds-
Ausschusses.

§ 3
Zweck und Ziele

1.	 Der Fonds will weltkirchliches Engagement des Erzbistums Berlin unterstützen, seine finanzielle Grundlage aus-
bauen und entsprechende Kosten mittragen.

2.	 Hierzu gehört auch, Entwicklungen in der Mission der Weltkirche und in ihren Gliederungen aufzuzeigen, finan-
zielle Mittel auf Dauer zu generieren und deren Verteilung transparent zu gestalten.

3.	 Ziel ist die ideelle, informelle und materielle Unterstützung und Förderung der kirchlichen Missions-, Entwicklungs- 
und Friedensarbeit, die Förderung weltkirchlicher Projekte sowie die Unterstützung von Pfarreien, Verbänden und 
Einrichtungen in ihrem weltkirchlichen Engagement.

§ 4
Vergabeausschuss

1.	 Für die Beratung über die Vergabe der Mittel wird ein Vergabeausschuss eingerichtet.
2.	 Dem Vergabeausschuss gehören neben dem Generalvikar und der/dem Diözesanbeauftragten für Weltkirchliche 

Aufgaben als Geschäftsführer/in jeweils eine benannte Person aus den folgenden Arbeitsgebieten an:
a)	 Kategoriale Seelsorge im Erzbistum Berlin (S.I)
b)	 Jugendpastoral im Erzbistum Berlin (S.I)
c)	 Sachausschuss des Diözesanrates im Erzbistum Berlin
		  Neben der entsandten Person ist ein/e Stellvertreter/in aus jedem der Arbeitsgebiete zu benennen.

3.	 Die Mitwirkung von weiteren Personen mit beratender Funktion aus verschiedenen Arbeitsbereichen und Einrich-
tungen im Erzbistum Berlin ist grundsätzlich möglich, etwa von Vertretern der katholischen Hilfswerke oder von 
Orden und Geistlichen Gemeinschaften mit einer weltkirchlichen Ausrichtung.

4.	 Der Vergabeausschuss tagt mindestens einmal im Quartal. Weitere Sitzungen können durch die/den Geschäfts-
führer/in einberufen werden.

5.	 Der Vergabeausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwe-
send ist. Beschlüsse kommen mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder zustande.

6.	 Beschlüsse können auch per Umlaufverfahren gefasst werden, sofern kein Mitglied dem Umlaufverfahren wider-
spricht.
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7.	 Die Vergabeausschuss-Sitzungen werden protokolliert.
8.	 Die buchhalterische Verwaltung des Fonds liegt bei der Finanzabteilung des Erzbischöflichen Ordinariates. 

Haushaltsverantwortliche/r ist die/der Diözesanbeauftragte für weltkirchliche Aufgaben.

§ 5
Förderbereiche

1.	 Um die Aufgaben und Ziele des Fonds zu erfüllen, wurden verschiedene Förderbereiche definiert.
2.	 Förderbereiche im Sinne des Fonds sind:

a)	 Unterstützung von weltkirchlichen Projekten, insbesondere außerhalb Deutschlands. Förderschwerpunkte 
liegen in den Bereichen Bildung, Pastoral, Soziales, Gesundheit und Empowerment.

b)	 Unterstützung von Safeguarding-Maßnahmen der weltkirchlichen Partner
c)	 Zuschüsse für Personen aus dem Erzbistum Berlin, die an freiwilligen internationalen Diensten oder vergleich-

baren Programmen teilnehmen
d)	 Unterstützung von weltkirchlich-missionarischen Anliegen, die an den Erzbischof von Berlin persönlich her-

angetragen werden
e)	 Zuschüsse für internationale weltkirchliche Begegnungsmaßnahmen
f)	 Unterstützung von Maßnahmen der weltkirchlichen Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit im Erzbistum Berlin
g)	 Sicherstellung der Weihnachtsgabe des Erzbischofs von Berlin an Personen aus dem Erzbistum Berlin, die 

in Missionseinsätzen bzw. kirchlicher Entwicklungsarbeit beschäftigt sind
3.	 Über diese Förderbereiche hinaus obliegt es dem Fonds, einzelne Anliegen, die er für förderungswürdig hält und 

die nicht den genannten Förderbereichen zuzuordnen sind, nach Maßgabe der Möglichkeiten zu unterstützen.

§ 6
Vergabekriterien

1.	 Um die Förderung und Unterstützung von Projekten und Maßnahmen nach § 5 (2) a, b, c, e und f zu ermöglichen, 
bedarf es eines schriftlichen Antrags.

2.	 Aus dem Antrag muss hervorgehen, dass die zu fördernden Projekte und Maßnahmen mehrere der folgenden 
Kriterien erfüllen:
a)	 Partnerschaft, Solidarität und Geschwisterlichkeit
b)	 Hilfe zur Selbsthilfe
c)	 Eigeninitiativen von Partnern berücksichtigen die „vorrangige Option für die Armen“
d)	 missionarisches Bewusstsein
e)	 pastorale Aufgaben der Ortskirchen in Afrika, Asien, Lateinamerika, Osteuropa und Ozeanien
f)	 Aspekte des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit
g)	 Prinzipien der katholischen Soziallehre, insbesondere der Grundsatz der Subsidiarität
h)	 Maßnahmen gegen die Ursachen von Flucht und Vertreibung in den jeweiligen Herkunftsländern

3.	 Alle Antragsteller müssen zusichern, dass das leibliche wie auch seelische Wohl von Schutzbefohlenen umfas-
send geschützt wird. Hierzu ist im Rahmen des obligatorischen Empfehlungsschreibens des Ortsbischofs oder 
der/des Provinzoberen/in nach Rücksprache mit dem/der zuständigen Präventionsbeauftragten mit Unterschrift 
und Siegel zu bestätigen, dass für den Projektträger ein institutionelles Safeguarding-Konzept etabliert ist.

4.	 Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht.
5.	 Eine rückwirkende Finanzierung ist nicht möglich.
6.	 Einmalige zweckgebundene Zuwendungen berechtigen nicht zu Folgeansprüchen.
7.	 Im Fall von Betrugsversuch, Korruption oder unangemessenen Umgangs im Bereich des Safeguarding werden 

auch bereits zugesagte Fördermittel nicht ausgezahlt.
8.	 Der Fonds-Ausschuss arbeitet mit den katholischen Hilfswerken (z.B. Missio, Misereor, Adveniat, Renovabis, Kin-

dermissionswerk, Caritas International usw.) zusammen, um Informationen einzuholen und sich auszutauschen. 
Den Hilfswerken werden jeweils vor den Sitzungen des Vergabeausschusses die eingegangenen Förderanträge 
mit der Bitte um Einschätzung zur Verfügung gestellt.

9.	 Teil dieser Geschäftsordnung und der Vergabekriterien sind die Ausführungsbestimmungen zu einzelnen Förder-
bereichen und zum Thema Safeguarding (siehe Anhang).

§ 7
Mittel des Fonds

1.	 Das Erzbistum Berlin verpflichtet sich, dem Fonds jährlich 1% des Kirchensteueraufkommens nach dem Clea-
ringsystem abzüglich der weltkirchlichen Mittel für den Verband der Diözesen Deutschlands (VDD) und der Mit-
tel der Haushaltsstelle Weltkirche zuzuführen.

2.	 Zusätzlich werden 80% der jährlichen Kollekte für weltkirchliche Aufgaben im Erzbistum Berlin für den Fonds zur 
Verfügung gestellt. Über 20 % der genannten Kollekte verfügt der Erzbischof von Berlin. Davon im Haushaltsjahr 
nicht verwendete Gelder fließen als Mittel an den Fonds zurück.
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3.	 Weitere Einnahmen und Spenden stehen dem Fonds, sofern sie nicht zweckgebunden sind, für die Umsetzung 
seiner Ziele und Aufgaben zur freien Verfügung.

4.	 In einem jährlichen Bericht dokumentiert der Vergabeausschuss sowohl die Einnahmen der weltkirchlichen Kol-
lekte wie auch die geförderten Projekte und die Höhe der Förderzusagen. Dieser Bericht ist über die Homepage 
des Erzbistums öffentlich zugänglich.

§ 8
Schlussbestimmungen

1.	 Diese Geschäftsordnung wird mit dem Diözesanrat im Erzbistum Berlin bzw. mit dem zuständigen Sachausschuss 
abgestimmt. Sie soll jeweils nach drei Jahren nach Inkrafttreten hinsichtlich Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit 
überprüft und gegebenenfalls angepasst werden.

2.	 Sofern diese Geschäftsordnung eine Verfahrensfrage nicht eindeutig regelt, trifft der Generalvikar des Erzbistums 
Berlin entsprechende Entscheidungen.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am 01.07.2026 mit der Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. Sie ersetzt die Geschäfts-
ordnung des Fonds vom 01.11.2021, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 11/2021 (Nr. 194).

Berlin, den 22. Juni 2026
GV 00268/2026

Pater Manfred Kollig SSCC
Generalvikar

Nr. 75	 Ausführungsbestimmungen zu Förderbereichen des „Fonds für weltkirchliche Aufgaben 
im Erzbistum Berlin“

1.	 Förderung von weltkirchlichen Projekten im Ausland

Antragsberechtigung
Antragsberechtigt sind (Erz-)Diözesen, Ordensgemeinschaften, Institute und andere i.d.R. kirchliche Organisationen 
mit eigener Rechtsfähigkeit.

Aus Gründen der Verankerung im Erzbistum ist i.d.R. denen Vorrang einzuräumen, die eine Beziehung zu Gemein-
den oder Gruppen der Berliner Ortskirche haben, bzw. durch den personellen Einsatz dem Erzbistum verbundener 
Missions- und Entwicklungskräfte begleitet werden.

Der Fonds für weltkirchliche Aufgaben im Erzbistum Berlin vergibt keine Messstipendien.

Aufgrund begrenzter Ressourcen werden i.d.R. keine Baumaßnahmen oder Projekte der Wasserversorgung geför-
dert. Projekte mit Fördersummen über 8.000 € werden i.d.R. nicht näher geprüft, sondern den Antragstellern zurück-
gesandt.

Projektantrag
Die Gewährung einer Förderung bedarf eines schriftlichen Antrags mit folgenden Inhalten:
a.	 Name und Adresse des Antragstellers und seine Stellung und Aufgabe in der Ortskirche;
b.	 Situationsbeschreibung für das jeweilige Projektumfeld, d.h. Pfarrei, Region, (Erz-)Diözese, Arbeitsgebiet und ge-

sellschaftlicher Kontext;
c.	 Projektbeschreibung mit Zielsetzung und Durchführungsplan des Vorhabens;
d.	 Benennung der begünstigten Personen und Personengruppen;
e.	 Benennung der mit der Durchführung betrauten Personen;
f.	 Benennung der mit der Evaluation betrauten Personen;
g.	 Empfehlung des Ortsbischofs bzw. der Provinzialin/des Provinzials des Ordens mit Unterschrift und Siegel, die-

se enthält neben der Befürwortung des Projektes eine Bestätigung, dass für das Projekt ein institutionelles Safe-
guarding-Konzept etabliert ist (siehe Abschnitt „Safeguarding“);

h.	 Beschreibung der Safeguarding-Maßnahmen (siehe Abschnitt „Safeguarding“)
i.	 Kostenkalkulation und Finanzierungsplan, aus dem die Gesamtkosten und die Beteiligung anderer Kostenträger 

ersichtlich sind; eine angemessene Eigenleistung muss erkennbar sein;
j.	 Angabe der Bankverbindung für den Transfer der Geldmittel.
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Safeguarding
Die weltweite Kirche ist auch im Bereich Safeguarding eine Lerngemeinschaft. Daher ist dem Erzbistum Berlin Safe-
guarding sowohl für den eigenen Verantwortungsbereich als auch in der internationalen Projektförderung ein wichti-
ges Anliegen. Im Empfehlungsschreiben des Ortsbischofs bzw. der Provinzialin/des Provinzials des Ordens ist nach 
Rücksprache mit dem/der zuständigen Präventionsbeauftragten zu bestätigen, dass für das Projekt:
•	 ein Safeguarding-Konzept etabliert ist zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen vor Gewalt, 

insbesondere sexualisierter Gewalt und jeglichem Missbrauch von Amt und Autorität
•	 dieses Schutzkonzept in den jeweiligen lokalen Sprachen vorliegt und allen beteiligten Personen bekannt und 

zugänglich ist.
•	 Präventionsmaßnahmen wie z.B. ein Verhaltenskodex für Mitarbeitende und Freiwillige, Standards für Personal-

gewinnung und Fort- und Weiterbildung zum Thema Safeguarding Anwendung finden.
•	 	ein transparentes Verfahren für Meldung, Anzeige und Verfolgung von Verdachtsfällen beschrieben ist und ein-

gehalten wird.
•	 ein Schutzsystem für Betroffene vorgesehen ist.
•	 die Diffamierung, Sanktionierung und Strafanzeige von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung durch 

die Projektträger und die zuständige (Erz-)Diözese/Ordensprovinz ausgeschlossen ist.

Im Projektantrag ist dem Thema Safeguarding ein eigener Abschnitt zu widmen, der zusammenfassend erläutert, wel-
che Maßnahmen für den Schutz von Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen vor Gewalt sorgen. Bei der Erar-
beitung dieser Beschreibung können folgende Fragen zur Orientierung dienen:
Institution/Leitungsebene/Verantwortlichkeiten
•	 Gibt es In Ihrer Einrichtung ein schlüssiges Konzept zur Prävention (sexualisierter) Gewalt? Wie oft wird es überprüft?
•	 	Wer ist in Ihrer Einrichtung die verantwortliche Person für das Thema Prävention?
•	 	Welche Personen stehen den Kindern/Jugendlichen/Schutzbefohlenen im Fall eines Übergriffs als Vertrauens-

personen zur Verfügung?
•	 	Mit welchen anerkannten Institutionen (staatlich, kirchlich, NGOs) arbeiten Sie im Bereich Prävention zusammen?
•	 	Gibt es für den Fall eines mutmaßlichen Übergriffs klare Handlungsleitfäden und Meldewege? 
•	 	Welche staatlichen und kirchlichen Institutionen werden bei einem Verdachtsfall eingeschaltet?

Mitarbeitende
•	 Wie oft und in welchem Rahmen werden die Mitarbeitenden Ihrer Einrichtung zu diesem Thema geschult und 

fortgebildet?
•	 Werden vor der Einstellung von Mitarbeitenden Führungszeugnisse eingeholt?
•	 Gibt es einen Verhaltenskodex oder klar festgelegte Verhaltensregeln zum Umgang mit Nähe und Distanz, der 

von allen Mitarbeitenden unterzeichnet werden muss?

Kinder/Jugendliche/Schutzbefohlene
•	 Wie wird gemeinsam mit den Kindern/Jugendlichen/Schutzbefohlenen an den Themen Prävention und Grenz-

achtung gearbeitet?
•	 Sind den Kindern/Jugendlichen/Schutzbefohlenen die oben genannten Vertrauenspersonen bekannt und ver-

traut? Ist bekannt, wie diese im Fall eines Übergriffs erreicht werden können (z.B. durch entsprechende Aus- 
hänge)?

•	 Werden den von (sexualisierter) Gewalt betroffenen Kindern/Jugendlichen/Schutzbefohlenen Hilfsangebote 
gemacht, beispielsweise die Vermittlung von psychologischer Unterstützung/Therapie?

Sollte für das Projekt bzw. die Trägerorganisation noch kein Safeguarding-Konzept etabliert sein, besteht die Mög-
lichkeit, beim Weltkirchenfonds des Erzbistums Berlin Fördermittel für die Erarbeitung eines solchen zu beantragen. 
Im Rahmen der Möglichkeiten werden Safeguarding-Maßnahmen finanziell unterstützt und auf Schulungsangebote 
hingewiesen.

Berichterstattung
Empfänger von Fördermitteln haben den Erhalt von Zuwendungen zu bestätigen und zeitnah nach Projektabschluss 
einen Bericht über den Projektverlauf, die Verwendung der Mittel sowie die Umsetzung der Safeguarding-Maßnah-
men vorzulegen.

2.	 Weihnachtsgabe des Erzbistums
Der/Die Erzbischöfliche Beauftragte für weltkirchliche Aufgaben legt dem Ausschuss bis Ende Oktober des laufen-
den Jahres eine Liste der zu berücksichtigenden Personen vor.

3.	 Maßnahmen der weltkirchlichen Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit
Gefördert werden Maßnahmen von Einzelpersonen, Gruppen, Vereinen, Verbänden und Initiativen, die einen Bezug 
zum Erzbistum Berlin haben.

4.	 Freiwillige Internationale Dienste
Gefördert werden können Personen aus dem Erzbistum Berlin, die einen anerkannten internationalen Freiwilligen-
dienst leisten.
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76	 Personalia

Die Rubrik 76 enthält personenbezogene Daten, die 
aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht im Internet 
veröffentlicht werden.

Das vollständige Amtsblatt finden Sie im passwort-
geschützten Intranet unter
http://www.erzbistumberlin.de/wir-sind/intern

5.	 Internationale Begegnungsmaßnahmen
Gefördert werden können Maßnahmen von Einzelpersonen, Gruppen, Vereinen, Verbänden und Initiativen aus dem 
Erzbistum Berlin.

Berlin, 22.06.2026
GV 00269/2026

Pater Manfred Kollig SSCC
Generalvikar
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Nr. 77	 Todesfälle

Die Rubrik 77 enthält personenbezogene Daten, die 
aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht im Internet 
veröffentlicht werden.

Das vollständige Amtsblatt finden Sie im passwort-
geschützten Intranet unter
http://www.erzbistumberlin.de/wir-sind/intern

Kirchliche Mitteilungen

Nr. 78	 Bekanntgabe nach § 4 Absatz 1 Entsendeordnung Regional-KODA Nord-Ost

Gemäß § 4 Absatz 1 Entsendeordnung Regional-KODA Nord-Ost wird bekannt gegeben, dass seitens der Gewerk-
schaften keine Vertreter für die Amtsperiode der IX. Regional-KODA Nord-Ost in die Kommission entsandt wurden.

Berlin, 22.06.2026
Stephan Spies von Büllesheim

Vorsitzender der Regional-KODA Nord-Ost
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